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Studenten, der Postgraduierten und 

der zurückgekehrten Auslandsstuden­

ten deutlich erhöht: die der B.A.-Stu­

denten um 61%, der M.A.-Studenten 

um 108%, der Doktoranden um 101% 

und der Rückkehrer um 45%. In die­

sem Anstieg spiegelt sich die geziel­

te Förderung wissenschaftlichen Nach­

wuchses wider, die u.a. durch die­

ses Projekt positiv beeinflusst werden 

soll. Erstklassige Universitäten wer­

den u.a. an der entsprechenden Qua­

lifizierung der Dozenten gemessen. 

Auch hier sind deutliche Fortschrit­

te zu erkennen: Der Anteil der pro­

movierten Dozenten ist um 109% ge­

stiegen, der der zurückgekehrten Do­

zenten um 38%. Zugleich haben sich 

die Aufwendungen für Forschung und 

Ausstattung um 106 bzw. 98% erhöht. 

Auch der Anteil der im Science Ci- 

tation Index und anderen einschlägi­

gen Indices aufgeführten wissenschaft­

lichen Arbeiten hat sich erhöht, und 

zwar um 94%.

Die Ausbildung von Fachleuten, In­

novation des Wissens und Umsetzung 

von Forschungsergebnissen sind wei­

tere Felder, auf denen sich der posi­

tive Einfluss des Projekts bemerkbar 

macht. Damit sind die betr. Hochschu­

len international wettbewerbsfähiger 

geworden. Obwohl die in das „Pro­

jekt 211“ aufgenommenen Hochschu­

len nur knapp 10% von Chinas Hoch­

schulen stellen, haben sie in mehr­

facher Hinsicht eine starke Position: 

An ihnen studieren derzeit 32% al­

ler B.A.-Studenten, 69% aller M.A.- 

Studenten und 84% aller Doktoran­

den. An den Aufwendungen für For­

schung und Ausstattung haben sie 

einen Anteil von 72 bzw. 54% der Auf­

wendungen für die Hochschulen insge­

samt. 87% aller promovierten Dozen­

ten lehren an Hochschulen des „Pro­

jekts 211“, und diese Hochschulen ver­

fügen über 96% der Schwerpunktlabo­

re und über 85% der Schwerpunktfä­

cher. Das Forschungsniveau hat sich 

verbessert, in vielen Wissenschaften, 

so heißt es, hat man das internationa­

le Niveau erreicht oder nähert sich ihm 

an. Kurzum, die gesamte Forschungs­

landschaft an den Hochschulen ist be­

lebt und die Forschungsstruktur sowie 

die Kooperation zwischen den Diszi­

plinen verbessert worden.

Als herausragende Universitäten wer­

den die Folgenden genannt:

- die Nanjing-Universität, an der ei­

ne Reihe von Sonderforschungsbe­

reichen eingerichtet wurden;

- die Chinesische Landwirtschaft­

liche Hochschule, die ein For­

schungszentrum für die Verbesse­

rung von Tierfutter und Mais so­

wie genveränderter Pflanzen ist;

- die Beijing-Universität verfügt 

über eines der weltbesten Zentren 

für Mathematik und die meisten 

Schwerpunktfächer in China;

- die Fudan-Universität (Shanghai) 

ist besonders stark in der Genfor­

schung und Erblehre: Dort wur­

den 250 menschliche Gene geklont, 

für 90 wurden chinesische Patente 

und für 6 internationale Patente 

angemeldet.

Mit neuen Forschungsergebnissen, die 

für die Wirtschaft bahnbrechende Be­

deutung haben, werden die Beijing- 

Universität, die Qinghua-Universität, 

die Nanjing-Universität, die Südost- 

Universität, die Jilin-Universität, die 

Beijinger Pädagogische Hochschule, 

die Chinesische Geologische Hoch­

schule, die Shanghaier Jiaotong-Uni- 

versität und die Zhejiang-Universität 

zitiert. Einige der Universitäten haben 

Projekte abgeschlossen, die für die ört­

liche Wirtschaft große Bedeutung ha­

ben. Die Umsetzung der Forschungs­

ergebnisse trägt dazu bei, die Finanz­

probleme der Hochschulforschung zu 

lösen.

Durch das „Projekt 211“ hat sich die 

Hierarchisierung der Hochschulen in 

China verstärkt. Die Auswahl für das 

Projekt hat den Wettbewerb unter 

den Hochschulen angekurbelt und da­

mit die gesamte Hochschullandschaft 

belebt. Die Universitäten des „Pro­

jekts 211“ haben in China eine unum­

stritten privilegierte Stellung. An .ih­

rem internationalen Ranking müssen 

sie noch arbeiten, -st-

17 Fortschritte im Bildungswe- 

sen seit 1989

Ende September 2002 gab Bildungs­

ministerin Chen Zhili einen Bericht 

über die Erfolge der Bildungspolitik 

seit dem 4. Plenum des XIII. Partei­

tages, d.h. seit Juni 1989, dem Beginn 

der Ära Jiang Zemin. Darin nannte sie 

folgende Fortschritte im Bildungswe­

sen:

1. Verwirklichung der „beiden grund­

legenden Aufgaben“, d.h. Einführung 

der neunjährigen Schulpflicht und Ab­

schaffung des Analphabetentums un­

ter jüngeren Menschen: Beide Ziele 

sind ,jm Wesentlichen“ erreicht. Die 

neunjährige Schulpflicht ist für über 

90% der Bevölkerung eingeführt, und 

die Analphabetenrate unter jüngeren 

Menschen (unter 50 Jahre) ist un­

ter 5% gesunken. Seit 1990 wurden 

41 Mio. jüngere Menschen alphabeti­

siert. Der Besuch der Sekundarstufe II 

hat sich seit 1988 um das 2,5fache er­

höht. Das Schulwesen unter den natio­

nalen Minderheiten hat sich ebenfalls 

ausgeweitet, seit 1988 um 40%. Um 

die Probleme der Elementarbildung in 

Armutsgebieten zu lindern, gibt die 

Zentrale jedes Jahr 5 Mrd. Yuan aus, 

um die Lehrergehälter in diesen Ge­

bieten sicherzustellen; außerdem hat 

sie innerhalb von zwei Jahren 3 Mrd. 

Yuan in die Renovierung baufälliger 

Schulen gesteckt.

2. Ausbau der beruflichen Bildung auf 

Sekundarschulebene: Die Zahl der Be­

rufsschüler auf der Sekundarstufe II 

hat sich bis 2001 im Vergleich zu 1988 

um das Zweifache erhöht. Zwischen 

1989 und 2001 erhielten 45 Mio. junge 

Menschen einen beruflichen Sekundar­

schulabschluss. Die Ausbildungsgänge 

wurden dem Arbeitsmarkt angepasst. 

Auch die berufliche Hochschulbildung 

hat sich ausgeweitet. Die Zahl der 

unabhängigen beruflichen und techni­

schen Hochschulen hat 386 erreicht, 

das sind elfmal mehr als 1985. Um 

die berufliche Bildung in den Westge­

bieten zu fördern, hat der Staat ins­

gesamt 186 Berufsbildungszentren in 

staatlich anerkannten Armutsgebieten 

im Westen errichtet.

3. Vertiefung der Bildungsreform und 

Einführung der Qualitätsbildung: Ein 

wichtiger Aspekt der Bildungsreform 

ist die Einführung von Qualitätsbil­

dung (suzhi jiaoyu). Darunter ist eine 

umfassende moralische, intellektuelle 

und körperliche Bildung zu verstehen. 

Um diese zu erreichen, wurden eine 

Curriculum- und Lehrmittelreform so­

wie eine Reform des Unterrichts einge­

leitet. Seit 2001 sind die neuen Curri­

cula und Lehrmaterialien teilweise auf 

experimenteller Basis in Gebrauch, bis 

2005 sollen sie jahrgangsweise landes­

weit eingeführt werden. Wo die Bedin­

gungen gegeben sind, soll bereits auf 

der Primarstufe Unterricht in Infor­
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matik und Fremdsprachen erteilt wer­

den. Die Aufnahmeprüfungen für die 

Grund- und Mittelschule (Sekundar­

stufe I) sollen weiter abgebaut werden.

4. Hochschulbildung: 2001 wurden 

4,64 Mio. zum Studium zugelassen. 

Im Vergleich zu 1988 waren das 3,4- 

mal so viele. Mit gut 165.000 Post­

graduierten hat sich deren Zahl im 

selben Zeitraum verfünffacht. Allein 

in den drei Jahren von 1999 bis 

2001 hat sich die Zahl der Hochschul­

zulassungen verdoppelt. Die Netto- 

Hochschulzulassung betrug 2002 be­

reits 14%. Zwischen 1989 und 2001 er­

langten an den regulären Hochschu­

len und den Erwachsenenhochschulen 

insgesamt 12 Mio. Menschen einen 

Abschluss. Im selben Zeitraum wur­

den 300.000 Postgraduierte ausgebil­

det und machten 3,43 Mio. Selbstprü­

fer einen Hochschulabschluss (B.A.). 

Auch das ,Projekt 211“ ist gut voran- 

gekommen (vgl. Übersicht in diesem 

Heft). Die Zentralregierung hat eine 

Reihe von Hochschulen im Westen un­

terstützt. Die Zuwendungen für Hoch­

schulforschung haben sich zwischen 

1990 und 2001 von 1,4 Mrd. auf 17,3 

Mrd. Yuan erhöht.

5. Verwaltungs- und Strukturreform 

der Hochschulen: Seit 1993 wurde bei 

über 500 Hochschulen das Verwal­

tungssystem geändert. Kooperationen 

gingen 317 Hochschulen ein, und 708 

Hochschulen wurden nach und nach 

zu 302 Hochschulen zusammengelegt. 

Durch die Verwaltungsreform wer­

den die Hochschulen jetzt grundsätz­

lich gemeinsam von der Zentral- und 

der Provinzregierung verwaltet, wo­

bei Letztere die Hauptrolle spielt. Es 

wurden zahlreiche neue Studentenhei­

me und Mensen erbaut. Bedürftige 

Studenten werden unterstützt, sei es 

durch Stipendien, sei es durch günsti­

ge Darlehen.

6. Die elektronische Vernetzung 

schreitet zügig voran. CERNET ver­

bindet alle großen Städte Chinas; 

mittlerweile gibt es in China 28 in­

ternationale und regionale Datenau­

tobahnen. Rund 70% aller Hochschu­

len sind vernetzt. Der Gebrauch von 

Computern in der Schule nimmt im­

mer mehr zu. Kamen 1999 noch im 

Durchschnitt 121 Schüler auf einen 

Computer, so sind es jetzt 51.

7. Verbesserung der Stellung der Leh­

rer: Die Lehrergehälter wurden gesetz­

lich garantiert und in den letzten Jah­

ren mehrfach erhöht. Seit 1995 stie­

gen die Gehälter der Hochschullehrer 

um etwa 180%, die der Mittelschulleh­

rer um 100% und die der Grundschul­

lehrer um 93,7%. Der Anteil der Leh­

rer mit den erforderlichen Qualifika­

tionen wuchs zwischen 1988 und 2001 

bei den Grundschullehrern von 68,1% 

auf 96,8%, bei den Lehrern der Sekun­

darstufe I von 35,6% auf 88,7% und 

bei denen der Sekundarstufe II von 

41,3% auf 70,7%.

8. Zunahme nichtstaatlicher Schulen: 

Nichtstaatliche, d.h. von privater Sei­

te betriebene Schulen (sog. Minban- 

Schulen) verzeichnen einen stetigen 

Zuwachs. Auf Hochschulebene gab es 

Ende 2001 bereits 1.202 Institutionen 

mit über 1,13 Mio. Studenten. Fer­

ner gab es 4.571 allgemein bildende 

Mittelschulen, 1.040 berufliche Mittel­

schulen und 4.846 Grundschulen.

9. Internationale Zusammenarbeit 

und Austausch: Insbesondere die Zu­

sammenarbeit mit den entwickelten 

Ländern und mit internationalen Or­

ganisationen hat sich stark entwickelt. 

Mit Deutschland wurde ein Abkom­

men über die gegenseitige Anerken­

nung von Studiengängen unterzeich­

net. Die Zahl der Auslandsstudenten 

hat 460.000 erreicht, davon sind bis­

lang 150.000 zurückgekehrt. Sie zählen 

zum großen Teil in den verschiedens­

ten Bereichen zu den Rückgratkräf­

ten. Zudem werden immer mehr Bil­

dungseinrichtungen gemeinsam von 

chinesischen und ausländischen Trä­

gern betrieben; derzeit sind es 657 

Einrichtungen in 28 Provinzen.

10. Bildungsgesetzgebung: Auf der 

Grundlage der Bestimmungen über 

akademische Grade und das Pflicht­

schulgesetz, die beide in den 1980er 

Jahren verabschiedet worden waren, 

wurden in den 1990er Jahren das 

Bildungsgesetz, das Lehrergesetz, das 

Hochschulgesetz und das Berufsbil­

dungsgesetz sowie eine ganze Rei­

he weiterer Bestimmungen erlassen, 

so dass jetzt ein relativ vollständiges 

Rechtssystem für das Bildungswesen 

besteht.

In dem Bericht werden die vergan­

genen 13 Jahre als die Periode be­

zeichnet, in der sich das Bildungswe- 

sen am schnellsten reformiert und ent­

wickelt hat. Dies ist nicht zu leug­

nen. Es ist zugleich die Periode, in der 

die Partei die Strategie verfolgt, dass 

Wissenschaft und Bildung das Land 

zur Blüte bringen sollen. Dennoch ist 

die Situation des Bildungswesens al­

les andere als zufriedenstellend. Dies 

gilt vornehmlich für die Elementarbil­

dung in weiten Teilen der ländlichen 

Armutsgebiete und der Minderheiten­

gebiete des Westens. Deshalb unter­

nimmt die Regierung derzeit große 

Anstrengungen, in diesen Regionen 

das Schulwesen zu unterstützen. So 

sehr diese Anstrengungen zu würdi­

gen sind, so ist doch auch festzustel­

len, dass für die Regierung die Ausbil­

dung hochqualifizierter Fachleute Vor­

rang hat. Auch in diesem Bericht liegt 

das Schwergewicht eher auf der Hoch­

schul- als auf der Elementarbildung. 

Dies hat freilich auch damit zu tun, 

dass für die Elementarbildung die Lo­

kalverwaltungen zuständig sind. (Vgl. 

RMRB, 26.9.02) -st-

18 Staatsratsbeschluss zur Be­

rufsbildung

Im September 2002 hat der Staatsrat 

einen Beschluss zur Förderung der Re­

form und Entwicklung der beruflichen 

Bildung erlassen (vgl. RMRB, GMRB, 

25.9.02). Zwar liegen zu diesem Kom­

plex das Berufsbildungsgesetz (1996) 

und das Arbeitsgesetz (1995) vor. 

Aber nach wie vor gibt es in der be­

ruflichen Bildung gravierende Proble­

me. Eine ganze Reihe von Regionen, so 

heißt es, schenkten der Berufsbildung 

nicht genügend Aufmerksamkeit und 

investierten zu wenig in diesen Bil­

dungszweig. Viele Berufsschulen seien 

schlecht, das Management, das Schul­

system, die Unterrichtsqualität ent­

sprächen nicht den Anforderungen der 

wirtschaftlichen Entwicklung und dem 

Bedarf der Gesellschaft. Die Einstel­

lungskriterien würden nicht durchge­

setzt, und vor allem gebe es große Dis­

paritäten zwischen den Regionen und 

zwischen Stadt und Land. Deshalb 

hat die Regierung zur besseren Um­

setzung der beiden genannten Gesetze 

den Beschluss zur beruflichen Bildung 

erlassen. Das aus 24 Punkten beste­

hende Dokument enthält Bestimmun­

gen zu den Zielsetzungen in der Plan­

periode 2001-05, zu organisatorischen 

und verwaltungstechnischen Fragen, 

zur Reform der Berufsbildung und 

Anpassung an den Bedarf von Wirt­

schaft und Gesellschaft, zum schnelle­
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ren Ausbau der Berufsbildung auf dem 

Lande und in den Westgebieten, zur 

Einhaltung der Berufseintrittsvoraus­

setzungen, zur Pluralisierung der Trä­

ger und Steigerung der Investitionen 

sowie zur Stärkung der Führung.

Berufsbildung im Sinne dieser Bestim­

mungen umfasst berufliche Bildung 

auf der Sekundarstufe I und II sowie 

Aus- und Weiterbildung für neue Ar­

beitskräfte in Stadt und Land, freige­

setzte und arbeitslose Menschen, Be­

rufstätige, Arbeitskräfte auf dem Lan­

de und in anderen gesellschaftlichen 

Bereichen, dazu auch Umschulungs­

maßnahmen. Berufliche Bildung soll 

zur Hauptsache auf der Sekundar­

schulebene erfolgen. Dabei sollen sich 

berufliche und allgemein bildende Se­

kundarstufe II in etwa die Waage hal­

ten. Zudem soll die tertiäre Berufsbil­

dung ausgebaut werden. Die berufli­

che Bildung soll sich stärker am Ar­

beitsmarkt orientieren und qualitativ 

besser werden. Innerhalb des 10. Fünf­

jahrplans (2001-05) sollen auf Sekun­

darschulebene 22 Mio. Abgänger mit 

Berufsabschluss und auf Hochschul­

ebene 8 Mio. Absolventen ausgebil­

det werden. Im selben Zeitraum sollen 

pro Jahr 50 Mio. Berufstätige in den 

Städten und 150 Mio. ländliche Ar­

beitskräfte eine Weiterbildung erhal­

ten. Außerdem sollen pro Jahr gut 3 

Mio. Freigesetzte und Arbeitslose um­

geschult werden. Dabei soll besonderes 

Augenmerk auf die ländlichen und die 

Westgebiete gelegt werden.

Für die berufliche Bildung sind die 

Lokalregierungen von der Kreisebene 

an aufwärts zuständig. Nichtstaatli­

che Träger werden ermuntert, beruf­

liche Bildungseinrichtungen zu grün­

den. Für berufliche Bildung ist Schul­

geld zu zahlen. Betriebe müssen Mittel 

für Aus- und Weiterbildung bereitstel­

len. Es bleibt zu hoffen, dass mit die­

sen Bestimmungen und dem Berufsbil­

dungsgesetz die insgesamt noch unter­

entwickelte berufliche Bildung in Chi­

na einen Schub erfährt, -st-

19 Alphabetisierungsarbeit bis 

2005

Das Bildungsministerium und elf an­

dere Ministerien und staatliche Stellen 

haben eine Meinungsäußerung (yijian) 

zur Alphabetisierungsarbeit in der Pe­

riode des 10. Fünfjahrplans herausge­

geben (veröff. in RMRB u. GMRB am 

9.9.02). Allein diese Tatsache zeigt, 

dass das Analphabetentum noch nicht 

abgeschafft ist, sondern weiterhin das 

Bildungsniveau insgesamt negativ be­

einflusst. Erst Anfang 2002 hatte ei­

ne nationale Konferenz zur Alphabe­

tisierungsarbeit stattgefunden, auf der 

der gegenwärtige Stand und die Auf­

gaben bis zum Jahr 2005 behandelt 

wurden (s. C.a., 2002/2, Ü 17). Die 

seinerzeit vorgesehenen Ziele und Auf­

gaben sind jetzt in der Meinungsäuße­

rung festgehalten, die an alle Lokalre­

gierungen und involvierten staatlichen 

Stellen zur Umsetzung weitergeleitet 

wurde. In dem Dokument wird dazu 

aufgerufen, die Alphabetisierung mit 

allem Nachdruck voranzutreiben, na­

mentlich unter jüngeren Menschen, in 

den Armuts- und Minderheitengebie­

ten sowie unter Frauen.

Die wichtigsten Ziele für die jetzi­

ge Planperiode werden wie folgt um­

rissen: Hauptzielgruppe sind jüngere 

Menschen im Alter zwischen 15 und 

50 Jahren. Alle Einheiten auf Pro­

vinzebene sind gehalten, genaue Plä­

ne für die Alphabetisierung und die 

entsprechende „Nachsorge“ aufzustel­

len. Diejenigen Kreise in den Westge­

bieten, die das Analphabetentum un­

ter jüngeren Menschen noch nicht ab­

geschafft haben, und insbesondere sol­

che Kreise, die die Schulpflicht auf 

Grundschulebene bereits eingeführt 

haben, müssen fünf Jahre nach Ein­

führung des allgemeinen Grundschul­

besuchs das Analphabetentum unter 

jüngeren Menschen im Wesentlichen 

abgeschafft haben, d.h. der Anteil der 

alphabetisierten jüngeren Menschen 

muss über 95% erreichen.

Die Innere Mongolei, Guizhou, Yun- 

nan, Gansu, Ningxia und Qinghai 

müssen den Anteil der alphabetisier­

ten jungen Leute im selben Zeitraum 

auf mindestens 90% erhöhen, d.h. die­

se Provinzen und autonomen Gebiete 

mit besonders hohem Anteil an jün­

geren Analphabeten, in denen wahr­

scheinlich auch die sechsjährige Schul­

pflicht noch nicht generell eingeführt 

ist, erhalten eine längere Frist. Ti­

bet, das unter allen Provinzeinheiten 

offensichtlich den höchsten Anteil an 

Analphabeten zu verzeichnen hat, ist 

aufgerufen, seine Anstrengungen hin­

sichtlich der Einführung der Schul­

pflicht und der Bekämpfung des An­

alphabetentums unter jüngeren Men­

schen zu intensivieren. Es fällt auf, 

dass die hier genannten Provinzeinhei­

ten durchweg Gebiete mit einem ho­

hen Anteil an nationalen Minderhei­

ten sind. So sehr zu begrüßen ist, dass 

mehr für die Elementarbildung in den 

Minderheitengebieten getan wird, so 

wird durch die Nichterwähnung ande­

rer Provinzen die Tatsache verdeckt, 

dass es auch in mehreren hanchine- 

sischen Provinzen Zentralchinas hohe 

Anteile von Analphabeten gibt, bei­

spielsweise in Anhui.

Erstmalig wird in einem offiziellen Do­

kument dem Problem des Entstehens 

neuer Analphabeten breiter Raum ge­

widmet. Bisher wurde die Bekämp­

fung des Analphabetentums haupt­

sächlich unter dem Aspekt der Absol­

vierung einschlägiger Kurse betrach­

tet. Statistisch erfasst wurde immer 

nur die Zahl der Kursteilnehmer. Nach 

Absolvierung eines Alphabetisierungs­

kurses galten die Teilnehmer als al­

phabetisiert, und es wurde nicht auf 

Nachhaltigkeit geachtet. Doch wenn 

die Absolventen solcher Kurse nicht 

durch Anschlussmaßnahmen in Übung 

bleiben, fallen sie wieder ins Anal­

phabetentum zurück. Deshalb wird 

jetzt ausdrücklich verfügt, dass Kreise, 

die das Analphabetentum unter jünge­

ren Menschen im Wesentlichen abge­

schafft haben, sich verstärkt der Grup­

pe der lernfähigen 15- bis 24-Jährigen 

annehmen, damit diese, wenn sie lesen 

und schreiben gelernt haben, mit dem 

Lernen fortfahren, d.h. Anschlussmaß­

nahmen durchgeführt werden. Zustän­

dig sind die Grund- und Mittelschulen 

und Erwachsenenschulen in den Land­

gemeinden und Kleinstädten. Auf die­

se Weise soll dafür gesorgt werden, 

dass die Alphabetisierungsrate konso­

lidiert wird, -st-

20 Bevölkerungs- und Gebur­

tenplanungsgesetz tritt in 

Kraft

Am 1. September 2002 trat das En­

de Dezember 2001 verabschiedete Be­

völkerungs- und Geburtenplanungsge­

setz (vgl. C.a., 2001/12, Ü 20) in 

Kraft. Dies nahmen Politiker zum An­

lass, das Gesetz vor allem aufgrund 

seines humanen Charakters zu loben 

und gleichzeitig die Notwendigkeit zu 

betonen, die geltende Geburtenrege­

lung fortzuführen. Dies bedeutet, dass 
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es auf längere Sicht keine Lockerung 

der Ein-Kind-Politik geben wird. Von 

offizieller Seite wurde Vermutungen 

entgegengetreten, Ehepaare könnten 

mehr Kinder haben, wenn sie dafür 

zahlten. Eine solche Mentalität, sich 

Kinder für Geld zu erkaufen, wurde als 

dem Gesetz zuwiderlaufend bezeich­

net. Stattdessen wurde auf den hu­

manen Charakter des Gesetzes hinge­

wiesen. Dieser manifestiere sich darin, 

dass das Gesetz die Rechte und Inte­

ressen der Bürger in den Mittelpunkt 

stelle und weitgehend auf Verbote ver­

zichte.

Wie der Familienplanungsminister 

Zhang Weiqing erläuterte, sind die 

Provinzen jetzt dabei, ihre bisher gel­

tenden lokalen Bestimmungen zur 

Familienplanung zu revidieren. Die­

se müssten mit dem nationalen Ge­

setz in Einklang gebracht werden. In 

den meisten lokalen Bestimmungen 

spielten die Strafgebühren noch die 

Hauptrolle; denn die örtlichen Ver­

waltungen kassierten die Strafgelder, 

um davon ihre Familienplanungsar­

beit zu finanzieren. Diese Praxis habe 

unweigerlich zu Machtmissbrauch und 

Korruption geführt. Demgegenüber 

schiebe das neue nationale Gesetz die­

ser Praxis der willkürlichen Verhän­

gung von Geldstrafen für Geburten 

außerhalb des Plans einen Riegel vor, 

indem es verfüge, dass die Strafge­

bühren in einen Spezialfonds fließen 

müssen. Aus diesem Fonds wird der 

Unterhalt für Kinder bezahlt, die der 

Gesellschaft zur Last fallen.

Die Art und Weise, wie das nationale 

Familienplanungsgesetz von offizieller 

Seite interpretiert wird, lässt auf ei­

ne weichere Gangart schließen. Zwar 

wird es, wie immer wieder versichert 

wird, keine Lockerung der Politik ge­

ben, aber die Durchsetzung des Ge­

setzes soll zurzeit anscheinend weni­

ger rigoros gehandhabt werden. In die­

sem Geist wurde auch Anfang Septem­

ber eine Arbeitstagung der Staatli­

chen Familienplanungskommission ab­

gehalten, die in Mudanjiang (Heilong- 

jiang) stattfand und bei der es um 

eine umfassende Reform der Bevöl- 

kerungs- und Geburtenplanung ging 

(vgl. RMRB, 7.9.02). Man habe ein 

neues Stadium in der Bevölkerungs­

entwicklung erreicht, hieß es, jetzt gel­

te es, die niedrige Geburtenrate zu 

konsolidieren. Dabei komme es vor al­

lem auf sichere und wirksame Verhü­

tungsmittel an und entsprechend gute 

Dienste mit gut geschultem Personal. 

Aufgrund der Erfahrungen der Ver­

gangenheit wird jetzt gefordert, dass 

mehr auf die Interessen der Bevölke­

rung eingegangen wird und die Ge­

burtenregelung möglichst konfliktfrei 

durchgesetzt wird. Die Familienpla­

nungsarbeit soll sich strikt an das 

Gesetz halten; sie soll sich vornehm­

lich auf die Basis konzentrieren, wo­

bei die Dorfbewohner maßgeblich be­

teiligt und selbst verantwortlich sein 

sollen, -st-

21 Schärferes Vorgehen gegen 

Kinderarbeit

Die 1991 erlassenen Bestimmungen 

zur Unterbindung von Kinderarbeit 

werden zurzeit einer Revision unter­

worfen. Diese Bestimmungen, so hieß 

es von Regierungsseite, hätten ei­

ne wichtige Rolle bei der Einschrän­

kung der Kinderarbeit gespielt und 

die Rechte und Interessen Jugendli­

cher unter 16 Jahre geschützt, aber 

als Folge der sozioökonomischen Ver­

änderungen in China im vergangenen 

Jahrzehnt reichten die Bestimmungen 

nicht mehr aus. Sie verbieten die Ein­

stellung von Kindern unter 16 Jahre, 

aber sie ermangeln einer klaren De­

finition, was Kinderarbeit ist. Auch 

waren die bei Verstößen vorgesehe­

nen Strafen zu milde. Die vage De­

finition der Kinderarbeit hat insbe­

sondere auf dem Lande Schulen und 

Betrieben viele Schlupflöcher für die 

Anstellung minderjähriger Schulkin­

der in sog. Arbeits-Studien-Program­

men gelassen. Zahllose Schulen unter­

halten Schulfabriken, in denen sie Kin­

der arbeiten lassen, und dies nicht im­

mer nur zum Zweck des Arbeitsunter­

richts, sondern um aus den Erträgen 

die Schule zu finanzieren. Außerdem 

werden viele Kinder aufgrund von Ar­

mut dazu getrieben, sich bezahlte Ar­

beit zu suchen. Skrupellose Arbeitge­

ber nutzen die Situation aus, indem sie 

die Kinder ausbeuten und unter un­

würdigen Bedingungen unterbringen. 

Gegen solche Praktiken muss schär­

fer vorgegangen und müssen die Stra­

fen erhöht werden, so wird gefordert. 

In dem revidierten Entwurf sind auch 

schärfere Kontrollen vonseiten der Be­

hörden vorgesehen. Nach Inkrafttre­

ten des revidierten Entwurfs bleibt al­

lerdings das Problem der Armut un­

gelöst. Die in China recht verbreitete 

Kinderarbeit ist schwer zu entdecken, 

weil die Kinder häufig in kleinen Be­

trieben arbeiten. Dort verdienen sie 

pro Monat nur 100 bis 300 Yuan. Har­

te körperliche Arbeit ist neben Lun­

genentzündung und Unterernährung 

eine der drei Hauptursachen für den 

Tod von Jugendlichen unter 18 Jah­

re. (Xinhua, 18.9.02, nach BBC PF, 

18.9.02; SCMP, 20.9.02) -st-

Außenwirtschaft

22 US-Unternehmen: Bürokra­

tie behindert Einhaltung der 

WTO-Beitrittsvereinbarun- 

gen

Nach Einschätzung einiger US-Un- 

ternehmen ist die chinesische Füh­

rung bereit, die WTO-Auflagen der 

Marktöffnung zu erfüllen, doch Tei­

le der Bürokratie behinderten Fort­

schritte bei der Gleichstellung aus­

ländischer mit chinesischen Unterneh­

men. In Kommentaren, die an den 

US-Handelsbeauftragten gerichtet wa­

ren, beklagten verschiedene US-Lob- 

bygruppen der Wirtschaft, dass die 

chinesische Bürokratie viele der eige­

nen Regeln nicht durchsetzt und in 

einigen Fällen sogar neue Maßnah­

men eingeführt hat, die den WTO- 

Verpflichtungen widersprechen. Not­

wendig sei eine bessere Koordinati­

on der Regierungsabteilungen bei der 

Implementierung der WTO-Verpflich­

tungen. Aus der Sicht von Robert 

Kapp, Präsident des U.S.-China Busi­

ness Council, versuche die Zentralre­

gierung weder, die WTO-Auflagen zu 

umgehen oder zu missachten, noch sei 

sie nicht in der Lage, die Implemen­

tierung der WTO-Richtlinien voran­

zutreiben: „We perceive neither a com- 

prehensive national government intent 

to evade or disregard China’s WTO 

obligations nor a comprehensive ina- 

bility at the central government level 

to propel China in the direction of 

WTO implementation.“

Mit wenigen Ausnahmen hat China 

einem Bericht der US-Chamber of 

Commerce zufolge die Auflagen zur 

Zollsenkung erfüllt und viele Geset­

ze und Bestimmungen in Übereinstim­




